
Grundsätzlich verjährt der Urlaubsan-
spruch eines Arbeitnehmers entspre-
chend den Bestimmungen des österrei-
chischen Urlaubsgesetzes nach Ablauf 
von zwei Jahren nach dem Ende des 
Urlaubsjahres, in dem er entstanden ist. 
Der Oberste Gerichtshof (OGH) hatte 
kürzlich zu entscheiden, ob diese Ver-
jährung auch stattfindet, wenn der 
Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer nicht 
auf die Verjährung hinweist und ihn zur 
Konsumation des Urlaubes auffordert.

Sachverhalt

Ein Arbeitnehmer war als Wildhüter und 
Gutsverwalter angestellt. Das Dienst-
verhältnis endete durch Kündigung 
des Dienstnehmers. Der Arbeitgeber 
berechnete die Urlaubsersatzleistung 
unter Berücksichtigung der Verjährung. 

Der Arbeitnehmer begehrte eine höhere 
Urlaubsersatzleistung unter anderem 
mit der Begründung, die Verjährung sei 
nicht eingetreten, weil der Arbeitgeber 
ihn nicht zum Verbrauch des Urlaubs 
aufgefordert oder auf die drohende Ver-
jährung hingewiesen habe. 

Das Erstgericht bestätigte die Verjäh-
rung des Urlaubsanspruches. Das Beru-
fungsgericht verpflichtete den Arbeit-
geber mit Hinweis auf eine EuGH-Recht-
sprechung aber zu einer ergänzenden 
Urlaubsentschädigung.

Rechtliche Beurteilung des OGH

Der OGH folgte der Revision des Arbeit-
gebers nicht und führte in seiner Begrün-
dung unter anderem Folgendes aus: Das 
österreichische Arbeitsrecht sieht einen 

jährlichen Urlaubsanspruch von zumin-
dest 30 Werktagen (fünf Wochen) vor, 
mit den oben angeführten Verjährungs-
bestimmungen. Nach der Arbeitszeit-
Richtlinie der EU gebührt dem Arbeit-
nehmer ein bezahlter Mindestjahres-
urlaub von vier Wochen. 

Aufgrund einer Entscheidung des EuGH 
stehe nunmehr fest, dass der unions-
rechtlich gesicherte Urlaubsanspruch 
(vier Wochen) nicht verjähren kann, 
wenn der Arbeitgeber seiner Auffor-
derungs- und Hinweispflicht gegen-
über dem Arbeitnehmer nicht nachge-
kommen ist. Dass dem Arbeitnehmer 
Urlaub gewährt worden wäre, wenn er 
ihn gegenüber dem Arbeitgeber bean-
sprucht hätte, führt deshalb noch nicht 
zur Verjährung des nicht verbrauchten 
Urlaubsanspruchs. 
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Muss ein Arbeitgeber seine Arbeitnehmer auf die  
Verjährung des Urlaubsanspruches hinweisen?
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Steuerliche Maßnahmen 
für Katastrophenschäden

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 2
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Voraussichtliche ASVG-Werte für 2024 
Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz (ASVG) regelt die 
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung aller unselbst-
ständig beschäftigten Personen in Österreich.

Die Geringfügigkeitsgrenze und die Höchstbeitragsgrund-
lage werden jedes Jahr mit der aktuell gültigen Aufwertungs-
zahl neu errechnet. Sie beträgt für das Jahr 2024: 1,035.

Die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt bleibt abzu- 
warten.  

Welche steuerlichen Maßnahmen gibt es für Betroffene 
von Katastrophenschäden?
Das Bundesministerium für Finanzen 
(BMF) weist in einer eigenen umfang-
reichen Information auf steuerliche 
Maßnahmen im Zusammenhang mit 
den Hochwasserkatastrophen der ver-
gangenen Monate hin. Diese Informa-
tion umfasst folgende Themenbereiche 
(ausgewählte Eckpunkte):

 • Verlängerung von Fristen

 • Anträge zur Erleichterung bei Steuer-
zahlungen. Möglich ist ein

* Antrag auf Stundung oder Raten-
zahlungen,

* Antrag auf Neuverteilung der 
Ratenzahlung,

* Antrag von der Geltendmachung 
von Terminverlusten abzusehen,

* Antrag auf Herabsetzung bzw. 
Nicht-Festsetzung von Säumnis-
zuschlägen,

* Antrag auf Nicht-Festsetzung von 
Verspätungszuschlägen.

 • Herabsetzung von Vorauszahlungen 
der Einkommen- und Körperschafts-
steuer:

Ist man von Katastrophenschäden 
betroffen, so kann ein entsprechen-
der Antrag bis 31. Oktober gestellt 
werden (regulär wäre die Antrags-
frist mit 30. September abgelaufen). 
Dies ist möglich für sowohl unmittel-
bar von einem Katastrophenschaden 
Betroffene als auch nicht unmittelbar 
Geschädigte, die aber mittelbar durch 
wirtschaftliche Einbußen aus Anlass 
einer Katastrophe in ihrem Einkom-
men betroffen sind. Der Antrag ist 
nur mit den konkreten Umständen, 
die das Einkommen des Antragstellers 
im Zusammenhang mit Katastrophen-

schäden berühren, zu begründen.

 • Steuerfreiheit von Zahlungen aus 
dem Katastrophenfonds und freiwil-
ligen Zuwendungen Dritter

 • Zuwendungen und Spenden zur 
Beseitigung von Katastrophen- 
schäden

 • Allgemeine ertragsteuerliche Be-
günstigungen, wie

* Investitionsbegünstigungen für 
Ersatzbeschaffungen im Zusam-
menhang mit Hochwasserschä-
den,

* keine Nachversteuerung des In- 
vestitionsfreibetrages bzw. des 
investitionsbedingten Gewinnfrei-
betrages bei hochwasserbedingtem 
Ausscheiden,

* Sonderregelung für Einkünfte aus 
Waldnutzungen,

* Liebhabereibeurteilung: Hoch-
wasser als Unwägbarkeit.

 • Außergewöhnliche Belastungen in 
Zusammenhang mit Hochwasser-
schäden. Umfangreiche Info, wie  
Kosten für 

* die Beseitigung der unmittelbaren 
Katastrophenfolgen, 

* die Reparatur und Sanierung durch 
die Katastrophe beschädigter, aber 
weiter nutzbarer Vermögens-
gegenstände, 

* die Ersatzbeschaffung durch die 
Katastrophe zerstörter Vermögens- 
gegenstände 

als außergewöhnliche Belastungen  
steuerlich abzugsfähig sein können.

 • Freibetragsbescheide

 • Befreiung von Gebühren und Bundes-
verwaltungsabgaben

 • Abstandnahme von Festsetzung der 
Grundsteuer

Die gesamte Info ist auf findok.bmf.
gv.at unter „Information des BMF über 
steuerliche Maßnahmen im Zusammen-
hang mit den aktuellen Hochwasserkata-
strophen“ nachzulesen. Das BMF weist 
darauf hin, dass die Beurteilung des kon-
kreten Sachverhaltes der zuständigen 
Abgabenbehörde obliegt. 

Geringfügigkeitsgrenze monatlich € 518,44

Grenzwert für pauschalierte Dienstgeberabgabe € 777,66

Höchstbeitragsgrundlage

 täglich     € 202,00

monatlich   € 6.060,00

jährlich für Sonderzahlungen € 12.120,00

Höchstbeitragsgrundlage monatlich 
für freie Dienstnehmer ohne Sonderzahlung

€ 7.070,00
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Unser Team . Ihr Erfolg!
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Um der geplanten Verschiebung von 
Unternehmensgewinnen in Niedrig-
steuerstaaten einen Riegel vorzu-
schieben, haben sich im Jahr 2021  
135 Staaten auf die Einführung einer 
globalen Mindeststeuer im Ausmaß 
von 15 % geeinigt. 

Auch alle EU-Staaten sind dieser Initia-
tive beigetreten. Die globale Mindest-
besteuerung gilt für Wirtschaftsjahre, 
die ab dem 31.12.2023 beginnen. 
In Österreich wird die Vorlage einer 
gesetzlichen Umsetzung im Herbst 
2023 erwartet.

WIE FUNKTIONIERT DIE MINDEST-
STEUER UND WER IST BETROFFEN?

Durch die Einführung der globalen 
Mindeststeuer soll sichergestellt wer-
den, dass Gewinne von international 

agierenden Unternehmensgruppen 
künftig zumindest einer effektiven 
Besteuerung im Ausmaß von 15 % 
unterliegen. 

Betroffen von der globalen Mindest-
steuer sind alle Unternehmungen, die 
über eine beherrschende Beteiligung 
an einem Tochterunternehmen verfü-
gen oder eine Betriebsstätte im Aus-
land unterhalten. 

Zudem muss der Konzern einen kon-
solidierten Jahresumsatz von mehr als 
€ 750 Mio. in mindestens zwei der vier 
vorangegangenen Wirtschaftsjahre 
aufweisen. Direkt betroffen sind dem-
nach ca. 80 österreichische (Mutter-)
Unternehmungen sowie indirekt eine 
Vielzahl österreichischer Tochterge-
sellschaften und Betriebsstätten, wel-
che im Rahmen der Erklärungspflich-

ten Finanzdaten an ihre ausländischen 
Konzernmütter bereitstellen müssen.

GIBT ES AUSNAHMEN?

Vom Anwendungsbereich ausgenom-
men sind staatliche Unternehmen 
sowie internationale gemeinnützige 
Organisationen und Pensionsfonds. 
Auch gilt die Mindestbesteuerung 
nicht für Investmentfonds und Immo-
bilieninvestmentfonds, wenn sie an der 
Konzernspitze stehen. 

Ausnahmen bestehen weiters für 
Unternehmensgruppen, die in einem 
Staat weniger als € 10 Mio. Umsatz 
und € 1 Mio. Gewinn erwirtschaften 
sowie für rein nationale Unterneh-
men in der Anfangsphase (fünf Jahre) 
der Aufnahme ihrer internationalen 
Geschäftstätigkeit. 

WEN TRIFFT DIE GLOBALE MINDESTBESTEUERUNG?

Sind Vorgründungsaufwendungen steuerlich  
abzugsfähig?

Wird eine unternehmerische Tätigkeit 
begonnen, so stellt sich in der Vorgrün-
dungsphase häufig die Frage, ob die 
damit im Zusammenhang bereits anfal-
lenden Ausgaben steuerlich abzugsfähig 
sind und ob für diese auch der Vorsteuer- 
abzug bereits zusteht.

Ertragsteuer

Schon ab dem Zeitpunkt der ersten Vor-
bereitungshandlungen für eine Unter-
nehmensgründung gilt der Gründer 

gegenüber der Finanzverwaltung als 
unternehmerisch tätig und kann die 
angefallenen Ausgaben steuerlich gel-
tend machen. Voraussetzung dafür ist, 
dass die Gründungsabsicht klar erkenn-
bar und auch durch entsprechende 
Unterlagen (z. B. Kreditvertrag, Inse-
rate etc.) nachweisbar ist.

Im Hinblick auf die steuerliche Geltend-
machung der Ausgaben gilt das Zufluss-
Abfluss-Prinzip, d. h. die Ausgaben müs-
sen dem Kalenderjahr zugeordnet wer-

den, in dem die Zahlungen getätigt wur-
den. Die Geltendmachung erfolgt dem-
entsprechend im Jahr des Anfalls der 
Ausgaben im Zuge der Einkommensteu-
ererklärung, sodass sich bei noch fehlen-
den Einnahmen ein Verlust ergibt, der 
mitunter mit anderen Einkünften ver-
rechnet werden kann oder in den Ver-
lustvortrag eingeht. Voraussetzung 
dafür ist allerdings, dass es sich bei der 
später ausgeübten Tätigkeit um keine 
Liebhaberei handelt.

Umsatzsteuer

Wird künftig eine unternehmerische 
Tätigkeit entfaltet, so steht auch der 
Vorsteuerabzug für damit in Zusam-
menhang stehende vorweggenommene 
Ausgaben zu, sofern auch die spätere 
Tätigkeit der Umsatzsteuer unterliegt. 

Möchte man Vorsteuern geltend 
machen, muss mit einem sogenann-
ten Regelbesteuerungsantrag auf die 
Kleinunternehmerbefreiung verzich-
tet (nicht in jedem Fall vorteilhaft) und 
eine Umsatzsteuervoranmeldung an  
das Finanzamt übermittelt werden.  
Erst im Rahmen dieser Umsatzsteuer-
voranmeldung kann die Rückzahlung 
des Vorsteuerguthabens beantragt  
werden. 
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Wer ein Unternehmen führt – egal ob Großkonzern oder 
Ein-Mann-Betrieb –, möchte seine Produkte oder Leis-
tungen absetzen, Arbeitsplätze schaffen und erhalten 
und schließlich auch Gewinne erwirtschaften. Diese all-
gemeinen Ziele muss jeder einzelne Unternehmer für 
sich konkretisieren und Strategien zu deren Erreichung 
festlegen. Und schon sind Sie einerseits mitten in der 
Erstellung einer langfristigen Planung und konkret eines 
Budgets bzw. Plans für Ihre Umsätze und Aufwendungen 
für das nächste Jahr.

Ein fundiertes Budget mit einer betriebswirtschaftlichen 
Planung liefert dabei alle notwendigen Informationen für 
eine erfolgsorientierte Steuerung der Unternehmens-
aktivitäten. So können auch mögliche Fehlentwicklungen 
frühzeitig erkannt und Maßnahmen rechtzeitig ergriffen 
werden. Krisen werden dadurch beherrschbar.

Betriebswirtschaftliche Planung zeigt, wie sich geplante 
Aktivitäten in den verschiedensten Unternehmensberei-
chen im Unternehmenserfolg niederschlagen werden. 
Ein realistisches und nachvollziehbares Budget für das 
nächste Jahr verschafft dem Unternehmen eine solide 
Basis. Neben der Finanzbedarfsplanung, Gewinn- und 
Verlustplanung und Bilanzplanung gibt es zudem mehrere 
Teilpläne: Umsatzplanung, Investitionsplanung, Personal- 
planung, Liquiditätsplanung.  

ERSTELLEN SIE JETZT DAS BUDGET 
2024 FÜR IHR UNTERNEHMEN!

Stand: 6.9.2023

Photovoltaikanlagen:  
Wie wurde die Einkommen- 
steuerbefreiung geändert?

STEUERTERMINE  |  OKTOBER 2023

VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres-

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

August 2023   7,4 120,9 130,8

Juli 2023   7,0 120,5 130,4

Juni 2023   8,0 120,4 130,3

Wie berichtet, stellen Einkünfte aus der Einspeisung von elek-
trischer Energie aus Photovoltaikanlagen in das Netz grund-
sätzlich – abgesehen insbesondere von Liebhaberei – Ein-
künfte aus Gewerbebetrieb dar. In einer eigenen gesetzlichen 
Regelung im Einkommensteuergesetz wurden aber ab der  
Veranlagung 2022 Einkünfte natürlicher Personen aus der  
Einspeisung von bis zu 12.500 kWh elektrischer Energie aus 
Photovoltaikanlagen steuerfrei gestellt, wenn die Engpassleis-
tung der jeweiligen Anlage die Grenze von 25 kWp nicht über-
schreitet. 

Mit dem Abgabenänderungsgesetz 2023 wurde diese Bestim-
mung geändert. Bei der Anlage ist ab der Veranlagung 2023 zu 
beachten, dass die Grenze von 35 kWp und deren Anschluss-
leistung die Grenze von 25 kWp nicht überschritten wird.

Damit greift die Steuerbefreiung in Zukunft auch, wenn die 
Engpassleistung bis zu 35 kWp beträgt, wenn gleichzeitig die 
für die Netznutzung an der Übergabestelle vertraglich verein-
barte Leistung (die Anschlussleistung) den Wert von 25 kWp 
nicht übersteigt.

Zur Definition der Engpassleistung soll laut Erläuterungen zur 
Gesetzesänderung § 5 Abs. 1 Z 14 des Erneuerbaren-Ausbau-
Gesetzes (EAG) und zur Definition der Anschlussleistung § 7 
Abs. 1 Z 2 des Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsge-
setzes 2010 (ElWOG 2010) herangezogen werden. 
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USt, NoVA, WerbeAbg  für August

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für September
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